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Leitsatz: 

Bei Überschreitung der erlaubten Mengen nach § 3 Abs. 2 KCanG unterliegen nur die über 
Gegenstände der Beschlagnahme zum Zwecke der Sicherung der späteren Einziehung, die 
die Freigrenzen überschreiten. 

 

Amtsgericht Bautzen, Ermittlungsrichter, Beschluss vom 27.05.2024, AZ: 47 Gs 409/24 
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Amtsgericht Bautzen 
Hamtske sudnistwo Budyšin 

 Ermittlungsrichter 

Aktenzeichen: 47 Gs 409/24 
Staatsanwaltschaft Görlitz, Zweigstelle Bautzen, 450 Js 17258/24 
 

 

BESCHLUSS 

 
In dem Ermittlungsverfahren gegen 
 

P... R... 
geboren am ... 1987 in ..., ledig, Beruf: zzt. arbeitslos, Staatsangehörigkeit: deutsch, 
wohnhaft: ...straße..., in B... 
 

wegen Vergehens nach § 34 KCanG 
 
 
  
ergeht am 27.05.2024 
durch das Amtsgericht Bautzen – Ermittlungsrichter – 
  
nachfolgende Entscheidung: 
  
 
1. Die auf Anordnung der Beamten des Polizeireviers B... am 12.5.2024 bewirkte 

Beschlagnahme von 
 

1 lebender Cannabispflanze, einschließlich Pflanztopf 
 

wird gemäß §§ 94, 98 Abs. 2 i.V.m. § 111b, 111c, 111j Abs. 2 StPO bestätigt.  
 
2. Der darüber hinausgehende Antrag der Staatsanwaltschaft auf Bestätigung der 

Beschlagnahme von 
 

1 Cliptüte mit ca. 47,494 g Cannabisblüten und 3 lebenden Cannabispflanzen in 
Pflanztöpfen  
 
wird abgelehnt. 

Gründe 

I. 
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Die Staatsanwaltschaft Görlitz - Zweigstelle Bautzen - führt gegen den Beschuldigten ein 
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts des unerlaubten Besitzes und unerlaubten Anbaus 
von Cannabis. 
 
Aufgrund der bisherigen Ermittlungen, insbesondere der Feststellungen der ermittelnden 
Polizeibeamten sowie der sichergestellten Betäubungsmittel besteht folgender Tatverdacht:  
 
Kurz vor dem 12.5.2024 baute der über 18 Jahre alte Beschuldigte in seiner Wohnung auf dem 
Anwesen ...straße 21 in B... vier weibliche Cannabispflanzen zum Eigenkonsum an, welche 
am 12.5.2024 in einem eigens dafür errichteten Anbauzelt in der Wohnung jeweils in einem 
Gefäß aufbewahrt wurden. Daneben bewahrte der Beschuldigte 47,494g Cannabisblüten in 
zwei Gläsern in einem Küchenschrank auf. Sowohl die vier Pflanzen als auch die beiden 
Gefäße mit den Cannabisblüten wurden durch die Polizei sichergestellt. Dem Beschuldigten 
war bewusst, dass er für den Anbau von mehr als 3 Cannabispflanzen eine Erlaubnis hatte. 
 
Diese Handlungen strafbar als unerlaubter Anbau von Cannabis gemäß §§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 2, 
34 Abs. 1 Nr. 2a, 37 KCanG, 74 StGB. 
 
Der Beschuldigte hat die Herausgabe sämtlicher von der Polizei sichergestellten im Tenor 
bezeichneten Gegenstände verlangt. 
 

 
II. 

 
1. Die Beschlagnahme war nach §§ 94, 98 Abs. 2 i.V.m. § 111b, 111c, 111j Abs. 2 StPO für 
eine Cannabispflanze richterlich zu bestätigen, da die (vierte) Cannabispflanze nebst 
Pflanztopf sowohl als Beweismittel dient, als auch der späteren Einziehung im Hauptverfahren 
nach § 37 KCanG, § 74 StGB unterliegt. 
 
Die angeordnete Maßnahme steht auch im angemessenen Verhältnis zur Schwere der Tat 
sowie zur Stärke des Tatverdachtes und ist für die weiteren Ermittlungen und die Sicherung 
der Durchführung des Verfahrens notwendig. 
 
2. Der weitergehende Antrag der Staatsanwaltschaft auf richterliche Bestätigung der 
Beschlagnahme der sichergestellten drei weiteren Cannabispflanzen und der beiden 
Glasbehälter mit den Cannabisblüten war indes abzulehnen, da keine gesetzliche Grundlage 
für diesen Eingriff in die nach Art. 2 Abs. 1, Art. 14 GG geschützten Freiheiten besteht.  
 
a) Beschlagnahme als Einziehungsgegenstand: 
Nach der mit dem CanG getroffenen gesetzgeberischen Entscheidung zur Neuausrichtung im 
Umgang mit Cannabis sind in gewissen Grenzen unter anderem Besitz und Anbau von 
Cannabis erlaubt. Damit einhergehend stehen diese erlaubten Tätigkeiten auch nicht (mehr) 
unter Strafe. Konkret ist nach § 3 Abs. 2 Satz 1 KCanG der Besitz von bis zu 50 g Cannabis 
am Wohnsitz (Buchst. a) und der Besitz von bis zu drei lebenden Cannabispflanzen (Buchst. 
b) erlaubt. Das Additionsverbot von § 3 Abs. 2 Satz 2 KCanG erfasst nicht die Gegenstände 
und Mengen nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Buchst. a und b KCanG. 
 
Anders als die Staatsanwaltschaft ist das Gericht nicht der Auffassung, dass sich die dem 
Beschuldigten zur Last gelegte Tat des unerlaubten Anbaus von Cannabis auf alle vier 
lebenden Cannabispflanzen bezieht und damit alle vier Pflanzen der Beschlagnahme (zur 
Sicherung der späteren Einziehung) unterliegen. Der Anbau von bis zu drei Cannabispflanzen 
gleichzeitig zum Eigenkonsum ist nicht nur gemäß § 34 Abs. 1 Nr. 2 KCanG straflos, sondern 
nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b KCanG gesetzlich erlaubt. Die in diesem Rahmen 
erlaubte Tätigkeit wird nicht dadurch insgesamt zur unerlaubten Tätigkeit, da die erlaubte 
Menge (hier um eine lebende Cannabispflanze) überschritten wird. Eine derartige Auslegung 
wäre nach Auffassung des Gerichts contra legem. Gleiches gilt im Ergebnis beim 
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Zusammentreffen des Besitzes der nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KCanG erlaubten Menge mit 
dem gleichzeitigen Anbau von bis zu drei lebenden Cannabispflanzen zum Eigenkonsum, da 
das Additionsverbot insoweit nicht eingreift. 
 
Das Gericht ist sich durchaus bewusst, dass dies im Ergebnis dazu führen dürfte, dass die 
Ermittlungsbehörden die erlaubten Mengen Cannabis abwägen bzw. abzählen und beim 
Beschuldigten belassen oder an zurückgeben werden müssen. 
 
b) Beschlagnahme als Beweisgegenstand: 
Eine Beschlagnahme der drei weiteren Cannabispflanzen und der 47,494g Cannabisblüten 
nach §§ 94, 98 Abs. 2 StPO als Beweisgegenstand kommt ebenfalls nicht in Betracht. Die 
Staatsanwaltschaft hat bereits nicht vorgetragen, zu welchen Beweiszwecken diese 
Gegenstände im Strafverfahren Verwendung finden sollen. Es zeigt sich auch nicht als 
erforderlich, die Gegenstände als potentielle Beweismittel vorerst im staatlichen Gewahrsam 
zu belassen. Denn eine fotografische Sicherung der Gegenstände ist erfolgt. Nach den 
Ausführungen der Mitbeschuldigten besteht auch kein Zweifel daran, dass es sich jeweils um 
Cannabis bzw. Cannabispflanzen handelt. Auch hat der Beschuldigte dies dadurch zum 
Ausdruck gebracht, dass er „sein Cannabis“ zurückgefordert hat. 
 
c) Nicht geringe Menge: 
Eine Beschlagnahme zu Beweiszwecken käme uneingeschränkt für alle Gegenstände dann in 
Betracht, wenn sich der Verdacht bestehen würde, dass der Beschuldigte eine nicht geringe 
Menge (§ 34 Abs. 3 Satz 1 und 2 Nr. 4 KCanG) besessen und angebaut hat. Ausgehend von 
der aktuellen Rechtsprechung des BGH (Beschluss vom 18.04.2024 - 1StR 106/24) liegt die 
nicht geringe Menge weiterhin bei 7,5 g THC. Die sichergestellte Menge erlaubt jedoch unter 
Berücksichtigung eines durchschnittlichen THC-Gehalts von 10 % nicht den Schluss, dass die 
nicht geringe Menge vorliegend überschritten wurde. Einer solcher Verdachtsrichtung geht 
auch die Staatsanwaltschaft nicht nach. 
Es kommt daher insoweit auch nicht auf die Frage an, ob im Falle einer nicht geringen Menge 
die gesamte Menge der Einziehung nach § 37 KCanG i.V.m. § 74 StGB und damit einer 
vorläufigen Beschlagnahme als potentieller Einziehungsgegenstand unterliegen würde oder 
ob die Einziehung sich nicht auf die Cannabisgegenstände beziehen kann, die keine nicht 
geringe Menge sind und deren Gewicht bzw. Zahl unterhalb der Freigrenzen nach § 3 Abs. 1 
und 2 KCanG liegen. 
 
 
 
 
....   

Richter   
 

 


